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SATZUNG 
 

Beschlossen in der Mitgliederversammlung am 8. November 2008 in Düsseldorf, 

geändert in der Mitgliederversammlung am 14. November 2015 in Nürnberg,  

geändert in der Mitgliederversammlung am 18. November 2017 in Frankfurt am Main 

 

 

§1  Name, Sitz, Gerichtsstand, Geschäftsjahr 

(1) Der Verband führt den Namen Bundesverband 

Deutscher Volks- und Betriebswirte e.V., Abkürzung 

bdvb. 

 

(2) Der Verband hat seinen Sitz in Berlin; Verwal-

tungssitz ist Düsseldorf. 

 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2  Zweck des Verbandes 

(1) Zweck des Verbandes ist die Förderung und Ver-

tretung der aus der gemeinsamen wirtschaftswissen-

schaftlichen Ausbildung oder Erfahrung sowie ihrer 

Anwendung in der beruflichen Tätigkeit resultieren-

den Belange seiner Mitglieder. 

 

(2) Die Tätigkeit des Verbandes ist nicht auf einen 

wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb und nicht auf die 

Verfolgung parteipolitischer oder religiöser Ziele aus-

gerichtet. 

 

§ 3  Mitgliedschaft 

(1) Der Verband hat: 

a) ordentliche Mitglieder, 

b) außerordentliche Mitglieder, 

c) Ehrenmitglieder, 

d) fördernde Mitglieder. 

 

(2) Ordentliches Mitglied kann werden 

a) wer ein wirtschafts- oder sozialwissen-

schaftliches Hochschulstudium oder ein Hoch-

schulstudium mit einem wirtschafts- oder sozi-

alwissenschaftlichen Schwerpunkt an einer wis-

senschaftlichen Hochschule oder Fachhoch-

schule mit einer Diplom-, Bachelor-, Master- oder 

gleichwertigen Hochschulprüfung abgeschlos-

sen hat, 

b) wer an einer Hochschulvorgängerinstitution 

die Abschlussprüfung der Fachrichtung Wirt-

schaft bestanden hat, 

c) wer ohne diese Voraussetzung zu erfüllen, an 

leitender Stelle im Wirtschaftsleben tätig ist. 

 

(3) Außerordentliches Mitglied kann werden: wer an 

einer wissenschaftlichen Hochschule, Fachhoch-

schule oder einer staatlich anerkannten Einrichtung, 

mit Qualifikationsmöglichkeit zum Bachelor Wirt-

schaft studiert, auch in Kombination mit anderen Stu-

diengängen. Mit dem Erwerb des ersten Hochschul-

abschlusses (Diplom oder Bachelor) werden außeror-

dentliche Mitglieder zu ordentlichen Mitgliedern. Das 

Präsidium ist berechtigt, hierzu Ausführungsbestim-

mungen zu erlassen. 

 

(4) Ordentliches Mitglied kann auch werden, wer ein 

Diplom, einen Bachelor-Abschluss oder einen gleich-

wertigen Abschluss an einer Institution erworben hat, 

die keine Hochschule oder Fachhochschule gemäß 

Abs. 2a ist, wenn das Präsidium in Abstimmung mit 

dem Beirat den Abschluss als gleichwertig mit einem 

Hochschulabschluss gemäß Abs. 2a ansieht. Außer-

ordentliches Mitglied kann werden, wer an einer sol-

chen Institution studiert. Wer nach einem Bachelor-

Abschluss ein Master-Studium direkt anschließt, hat 

die Option weiter als außerordentliches Mitglied mit 

den entsprechenden Rechten und Pflichten behandelt 

zu werden. Das Präsidium ist berechtigt, hierzu Aus-

führungsbestimmungen zu erlassen. 

 

(5) Mitgliedern, die sich um den Verband besondere 

Verdienste erworben haben, kann auf Vorschlag des 

Präsidiums mit Zustimmung des Beirats die Ehren-

mitgliedschaft verliehen werden. 

 

(6) Der Status fördernder Mitglieder kann vom Prä-

sidium Einzelpersonen und Vereinigungen, Firmen 

und Institutionen gewährt werden, welche die Aufga-

ben und Ziele des Verbandes unterstützen, ohne 

selbst ordentliches oder außerordentliches Mitglied 

werden zu können. 

 

(7) Die Aufnahme in den Verband ist schriftlich bei 

dem Präsidium zu beantragen und erfolgt mit dessen 

Zustimmung. 

 

(8) Personenbezogene Daten werden nur zu sat-

zungsgemäßen Zwecken des bdvb verwendet. 
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(9) Die Mitgliedschaft im Verband erlischt durch 

Tod, Austritt oder Ausschluss. 

a) Der Austritt kann nur für den Schluss eines 

Geschäftsjahres unter Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist von sechs Monaten durch einge-

schriebenen Brief gegenüber der Geschäfts-

stelle am Sitz des Verbandes erklärt werden. 

b) Der Ausschluss kann nur aus einem wichti-

gen Grund erfolgen und ist schriftlich zu begrün-

den. Als wichtiger Grund gilt insbesondere ein 

Verstoß gegen die satzungsmäßigen Pflichten. 

Über den Ausschluss entscheidet das Präsidium 

mit Mehrheit aller mit Sitz und Stimme im Präsi-

dium amtierenden Mitglieder des Präsidiums 

(d.h. einschließlich des Vorsitzenden des Beirats 

und des Vorsitzenden der Hochschulgruppen-

Dachorganisation). Berufung durch das Mitglied 

innerhalb eines Monats nach Absendung des 

Bescheides ist an den Beirat zulässig. Der Beirat 

entscheidet endgültig. 

c) Das ausscheidende oder ausgeschlossene 

Mitglied hat keinen Anspruch an das Vermögen 

des bdvb. Das Erlöschen der Mitgliedschaft be-

freit das Mitglied nicht von bestehenden Ver-

pflichtungen gegenüber dem bdvb. 

 

§ 4  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die Mitglieder des Verbandes haben das Recht, 

a) die Einrichtungen und Leistungen des Ver-

bandes in Anspruch zu nehmen,  

b) Unterstützung und Rat in beruflichen Angele-

genheiten zu erhalten, die in den Aufgabenbe-

reich des Verbandes fallen, 

c) Anträge für die Mitgliederversammlung zu 

stellen, 

d) der eigenen Berufsbezeichnung oder dem 

Namen die Abkürzung „bdvb“ hinzuzufügen. 

 

(2) Die Mitglieder haben die Pflicht, 

a) bei der Erreichung der Ziele des Verbandes 

mitzuwirken, 

b) die von der Mitgliederversammlung festge-

setzten Beiträge bei Fälligkeit zu leisten. 

 

(3) Mitglieder haben keinen Anspruch an das Ver-

mögen des bdvb oder auf Rückzahlung geleisteter 

Beiträge. 

 

§ 5  Organe 

(1) Organe des Verbandes sind: 

a) die Mitgliederversammlung, 

b) das Präsidium, 

c) der Beirat. 

 

(2) Die Mitarbeit in den Organen ist ehrenamtlich. 

Nur Mitglieder des Verbandes können dem Präsidium 

oder Beirat angehören. 

 

(3) Diese Organe des Verbandes können sich durch 

Beschluss, im Fall von Präsidium oder Beirat mit der 

Mehrheit aller ihrer Mitglieder, eine Geschäftsordnung 

geben, wobei die in der Satzung geregelten eigenen 

Rechte und Pflichten sowie die Rechte und Pflichten 

anderer Gremien, Gruppen oder Einzelmitglieder nicht 

verletzt oder ergänzt werden können. Satzungsregeln 

haben Vorrang. 

 

§ 6  Die Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das oberste Or-

gan des Verbandes. Sie fasst Beschlüsse in verbands-

politischen Angelegenheiten von grundsätzlicher Be-

deutung. Ihr steht die letzte Entscheidung in allen den 

Verband betreffenden Fragen zu, soweit dies nicht in 

der Satzung ausdrücklich einem anderen Organ vor-

behalten ist. 

 

(2) Ihr obliegen: 

a) die Wahl des Präsidenten, der Mitglieder des 

Präsidiums und der beiden ordentlichen und 

stellvertretenden Rechnungsprüfer für die Dauer 

von zwei Jahren, 

b) die Genehmigung des Jahresabschlusses 

seit der letzten Mitgliederversammlung, 

c) die Entlastung des Präsidiums und des Bei-

rats, 

d) die Genehmigung des Wirtschaftsplans für 

die nächste Abrechnungsperiode, 

e) die Festlegung der Höhe der Mitgliedsbei-

träge. Über Ermäßigungen für Mitglieder anderer 

Verbände entscheidet das Präsidium in Abstim-

mung mit dem Beirat. 

f) die Entscheidung über vorliegende Anträge, 

g) Entscheidungen über Änderungen der Sat-

zung, 

h) die Entscheidung über die Auflösung des 

Verbandes. 

 

(3) Ordentliche Mitgliederversammlungen sollen 

jährlich, müssen aber mindestens alle zwei Jahre 

stattfinden. Sie werden vom Präsidium mit Zustim-

mung des Beirates einberufen. 

 

(4) Die Mitgliederversammlung kann auf Beschluss 

des Präsidiums mit Zustimmung des Beirats entwe-

der als Präsenz-Mitgliederversammlung oder als vir-

tuelle (Online-) Mitgliederversammlung oder einer 

Kombination daraus stattfinden. Ist die Einholung der 

Zustimmung des Beirats, z.B. aus Zeitgründen, nicht 

möglich, so kann das Präsidium mit einem Mehrheits-

beschluss von 75 % der mit Sitz und Stimme im Prä-

sidium amtierenden Präsidialmitglieder die Zustim-

mung des Beirats ersetzen. Im Fall einer vollständig 
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oder teilweise virtuell durchgeführten (Online-) Mit-

gliederversammlung hat diese unter Einhaltung von 

gesetzlichen Bestimmungen, insb. Datenschutzbe-

stimmungen, in einem nur für Mitglieder mit ihren Le-

gitimationsdaten und einem gesonderten Zugangs-

wort zugänglichen elektronischen Verfahren stattzu-

finden. Dabei ist sicherzustellen, dass virtuell/ online 

teilnehmende Mitglieder von ihrem Stimmrecht durch 

vergleichbare, sichere elektronische Stimmabgabe-

formen Gebrauch machen können wie anwesende 

Mitglieder. Abstimmungsergebnisse müssen rechts-

sicher festgestellt und protokolliert werden können. 

 

(5) Die Einberufung muss schriftlich (Ein Abdruck in 

der Mitgliederzeitschrift bdvb aktuell und der Versand 

per E-Mail an die vom Mitglied dem bdvb bekanntge-

gebene E-Mail-Adresse genügt. Liegt eine E-Mail-Ad-

resse nicht vor, genügt der Abdruck in der Mitglieder-

zeitschrift bdvb aktuell.) mit der Tagesordnung min-

destens einen Monat vor der Mitgliederversammlung 

erfolgen. 

 

(6) Das Stimmrecht haben die in der Mitgliederver-

sammlung anwesenden ordentlichen Mitglieder des 

Verbandes. In Fragen, die ihre grundsätzlichen Be-

lange betreffen, haben die anwesenden studierenden 

Mitglieder ebenfalls Stimmrecht. Diese Belange sind: 

- § 6 Abs. 2e – soweit sie die Höhe studentischer 

Beiträge betreffen, 

- § 6 Abs. 2g -- soweit sie den § 7 Abs. 3 betreffen 

und in den § 8 Abs.1 und § 11 die Rechte und 

Pflichten studierender Mitglieder berühren. 

 

Jedes anwesende stimmberechtigte Mitglied kann 

daneben bis zu 20 Mitglieder seiner Bezirks- oder 

Hochschulgruppe auf Grund schriftlicher Vollmach-

ten vertreten. 

 

(7) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse 

mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

(der anwesenden und vertretenen Mitglieder), sofern 

die Satzung nichts anderes bestimmt. Bei der Ermitt-

lung der Mehrheit der abgegebenen Stimmen bleiben 

Enthaltungen und ungültige Stimmen unberücksich-

tigt. Die Mitgliederversammlung kann sich eine Wahl-

ordnung geben, soweit Wahlregelungen nicht bereits 

in einer Geschäftsordnung der Mitgliederversamm-

lung gem. § 5 Abs. 3 geregelt sind. 

 

(8) Abstimmungen über Wahlvorschläge erfolgen 

einzeln, geheim und schriftlich. Die Mitgliederver-

sammlung kann ein anderes Wahlverfahren beschlie-

ßen, insbesondere eine Gruppenwahl, bei der diejeni-

gen gewählt sind, die die (relativ) meisten Stimmen er-

halten. 

 

(9) Die Mitgliederversammlung wird vom Präsiden-

ten oder einem der Vizepräsidenten geleitet. Über die 

Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift anzu-

fertigen, die vom Versammlungsleiter zu unterzeich-

nen ist. 

 

(10) Außerordentliche Mitgliederversammlungen 

werden auf Beschluss des Präsidiums, des Beirats o-

der auf schriftlichen Antrag von mindestens einem 

Zehntel der ordentlichen Mitglieder einberufen. 

 

§ 7  Das Präsidium 

(1) Das Präsidium wird grundsätzlich für die Dauer 

von zwei Jahren von der Mitgliederversammlung ge-

wählt und bleibt bis zur nächsten Wahl im Amt. Das 

Präsidium besteht aus einem Präsidenten, drei Vize-

präsidenten, einem Schatzmeister und bis zu fünf 

weiteren Präsidialmitgliedern, wählbar aus den Rei-

hen der ordentlichen Mitglieder. Die Mitgliederver-

sammlung kann auf Antrag auf der Mitgliederver-

sammlung mit einfacher Mehrheit für die jeweilige 

Wahlperiode beschließen, die Anzahl der zu wählen-

den Vizepräsidenten auf nicht weniger als einen Vize-

präsidenten zu reduzieren. 

 

Ein weiteres Mitglied des Präsidiums soll ein außeror-

dentliches Mitglied sein, das aus den Reihen der 

Hochschulgruppenleiter oder deren Stellvertreter 

stammen soll. Verfügen die Hochschulgruppen-Mit-

glieder über eine Dachorganisation, so wird dieser 

Präsidialsitz vom jeweiligen Vorsitzenden dieser Or-

ganisation besetzt, eine Wahl findet in diesem Fall 

nicht statt. 

 

(2) Der Präsident mit einem Vizepräsidenten oder 

dem Schatzmeister, zwei Vizepräsidenten gemein-

sam oder einer der Vizepräsidenten mit dem Schatz-

meister vertreten den Verband gerichtlich und außer-

gerichtlich im Sinne des § 26 BGB. 

 

(3) Ist der (weitere) Präsidialsitz für außerordentli-

che Mitglieder gemäß Abs. 1, Satz 2 vom jeweiligen 

Vorsitzenden dieser Hochschulgruppen-Dachorgani-

sation besetzt, so kann dieser im Falle seiner Verhin-

derung zur Teilnahme an einer Präsidiumssitzung in 

der betreffenden Präsidiumssitzung von einem von 

ihm zu benennenden, ordnungsgemäß gewählten 

Stellvertreter aus dem Vorstand der Dachorganisa-

tion der Hochschulgruppen vertreten werden. 

 

(4) Der Vorsitzende des Beirats nimmt an den Sit-

zungen des Präsidiums mit Sitz und Stimme teil. Im 

Falle seiner Verhinderung wird er in der betreffenden 

Sitzung von dem von ihm zu benennenden der gem. 

§ 8 (2) gewählten Stellvertreter vertreten. 
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(5) Das Präsidium ist für die Ausführung der Be-

schlüsse der Mitgliederversammlung verantwortlich. 

Ihm obliegt die Führung des Verbandes. 

 

(6) Das Präsidium ist beschlussfähig, wenn mindes-

tens 50 % der mit Sitz und Stimme im Präsidium am-

tierenden Präsidialmitglieder (d.h. von der Mitglieder-

versammlung gewählte Mitglieder, Beiratsvorsitzen-

der, Vorsitzender der Hochschulgruppen-Dachorgani-

sation) anwesend sind. Das Präsidium fasst seine Be-

schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, wobei Enthaltungen und ungültige Stim-

men nicht als Stimmabgabe gelten. Bei Stimmen-

gleichheit entscheidet die Stimme des amtierenden 

Präsidenten. 

 

§ 8  Der Beirat 

(1) Der Beirat besteht aus den Vorsitzenden der Be-

zirksgruppen, den Vorsitzenden der sechs mitglieder-

zahlenmäßig stärksten Fachgruppen sowie den Lei-

tern der drei mitgliederzahlenmäßig stärksten Hoch-

schulgruppen. Mitglieder des Präsidiums können 

nicht zugleich Mitglieder des Beirates sein, nehmen 

jedoch an seinen Sitzungen teil. Ist der Vorsitzende ei-

ner Bezirks-, Fach- oder Hochschulgruppe Mitglied 

des Präsidiums oder ist dieser für eine Sitzung des 

Beirats verhindert, entsendet diese Gruppe einen 

durch Beschluss des Gruppenvorstands festgelegten 

Stellvertreter. 

 

(2) Der Beirat wählt aus seiner Mitte einen Vorsit-

zenden und zwei Stellvertreter. Er fasst seine Be-

schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, wobei Enthaltungen und ungültige Stim-

men nicht als Stimmabgabe gelten. Jedes Beiratsmit-

glied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit ent-

scheidet die Stimme des amtierenden Vorsitzenden. 

 

(3) Der Beirat kann Stellungnahmen und Empfeh-

lungen gegenüber dem Präsidium abgeben und ist 

von ihm in Fragen grundsätzlicher Bedeutung anzu-

hören. 

 

(4) Der Mitwirkung und Zustimmung des Beirates 

unterliegen insbesondere: 

a) der vom Präsidium vorgelegte Entwurf des 

Wirtschaftsplans. Findet in einem Jahr keine 

Mitgliederversammlung statt, entscheidet der 

Beirat über den Wirtschaftsplan sowie über den 

Jahresabschluss, 

b) der Vorschlag über die Höhe des Mitglieds-

beitrages, 

c) die Bildung von Bezirks-, Fach- und Hoch-

schulgruppen. 

 

 

§ 9  Ehrenpräsidium 

Persönlichkeiten, die sich um die Ziele des Verbandes 

besonders verdient gemacht haben, können vom Prä-

sidium mit Zustimmung des Beirates in das Ehrenprä-

sidium berufen werden. Die Mitglieder des Ehrenprä-

sidiums können auf Einladung an den Sitzungen des 

Präsidiums mit beratender Stimme teilnehmen. 

 

§ 10  Die Geschäftsführung 

(1) Das Präsidium wird in seiner Tätigkeit, vor allem 

in der Bearbeitung der laufenden Geschäfte, von der 

Geschäftsführung unterstützt. Der Verband unterhält 

Geschäftsstellen an Orten, an denen es seine Interes-

sen erfordern. 

 

(2) Über Anstellung und Kündigung von Geschäfts-

führern entscheidet das Präsidium mit Mehrheit aller 

mit Sitz und Stimme im Präsidium amtierenden Mit-

glieder des Präsidiums (d.h. einschließlich des Vorsit-

zenden des Beirats und des Vorsitzenden der Hoch-

schulgruppen-Dachorganisation). Geschäftsführer 

nehmen an den Sitzungen der Organe ohne Stimm-

recht teil. 

 

§ 11  Bezirks- und Hochschulgruppen 

(1) Der Verband gliedert sich regional in Bezirks-

gruppen und diesen verbundenen Hochschulgruppen. 

Diese Gruppen sind zur Einhaltung der Bestimmun-

gen dieser Satzung verpflichtet. Sie sind bei Fragen 

von grundsätzlicher Bedeutung nur im Einvernehmen 

mit dem Präsidium berechtigt, an die Öffentlichkeit zu 

treten. 

 

(2) Die Mitglieder des Verbandes gehören ihren zu-

ständigen Bezirksgruppen oder Hochschulgruppen 

an. Jede Bezirksgruppe wählt aus ihrer Mitte einen 

Vorsitzenden und einen Stellvertreter und kann bis zu 

fünf weitere Vorstandsmit-glieder hinzuwählen. Be-

steht am Sitz einer Bezirksgruppe eine Hochschul-

gruppe, so ist der Leiter der Hochschulgruppe Mit-

glied des Vorstandes der Bezirksgruppe. Über die Or-

ganisationsform der Hochschulgruppen entscheiden 

deren Mitglieder im Einvernehmen mit dem Präsidium 

und dem Beirat. 

 

(3) Mitgliederversammlungen in den Bezirks- und 

Hochschulgruppen sollen jährlich, müssen aber min-

destens alle zwei Jahre stattfinden. Sie werden vom 

Gruppenvorstand einberufen. Die Einberufung muss 

schriftlich (Ein Abdruck in der Mitgliederzeitschrift 

bdvb aktuell oder der Versand per E-Mail an eine vom 

Mitglied dem bdvb bekanntgegebene E-Mail-Adresse 

genügt. Liegt eine E-Mail-Adresse nicht vor und erfolgt 

kein Abdruck im bdvb-aktuell, ist dieses Mitglied mit 

einfachem Brief einzuladen.) zusammen mit der Ta-
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gesordnung mindestens einen Monat vor der Mitglie-

derversammlung erfolgen. 

 

(4) Die Bezirksgruppen erhalten zur Durchführung 

ihrer Aufgaben einen Anteil am Beitragsaufkommen 

ihres Bezirks, der vom Präsidium mit Zustimmung 

des Beirats festgesetzt wird. Sie sind verpflichtet, in-

nerhalb von zwei Monaten nach Schluss des Ge-

schäftsjahres dem Präsidium ihre Jahresrechnung 

mit Tätigkeitsbericht einzureichen. 

 

§ 12  Fachgruppen und Arbeitskreise 

(1) Mitglieder gleicher fachlicher Berufstätigkeit 

können sich zu Fachgruppen zusammenschließen. 

Jede Fachgruppe wählt einen Vorsitzenden, einen 

Stellvertreter und bis zu drei weitere Vorstandsmit-

glieder. 

 

(2) Darüber hinaus sollten zur Lösung bestimmter 

Aufgaben Arbeitskreise gebildet werden. Jeder Ar-

beitskreis wählt einen Leiter. 

 

(3) Fachgruppen und Arbeitskreise sind zur Einhal-

tung der Bestimmungen dieser Satzung verpflichtet. 

Sie sind bei Fragen von grundsätzlicher Bedeutung 

nur im Einvernehmen mit dem Präsidium berechtigt, 

an die Öffentlichkeit zu treten. 

 

§ 13  Rechnungsprüfung 

Der Jahresabschluss des Verbandes ist von zwei 

Rechnungsprüfern jährlich zu prüfen. Der Prüfungs-

bericht ist dem Beirat vorzulegen. Das abschließende 

Ergebnis ist der Mitgliederversammlung vorzutragen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Rechnungsprüfer dürfen nicht dem Präsidium o-

der dem Beirat angehören. 

 

§ 14  Satzungsänderungen 

Satzungsänderungen können nur nach vorheriger An-

kündigung in der Tagesordnung von einer Mitglieder-

versammlung mit Dreiviertelmehrheit der anwesen-

den und vertretenen stimmberechtigten Mitglieder 

vorgenommen werden. 

 

§ 15  Auflösung des Verbandes 

(1) Die Auflösung des Verbandes kann nur nach vor-

heriger Ankündigung in der Tagesordnung durch eine 

Mitgliederversammlung mit Dreiviertelmehrheit der 

anwesenden oder vertretenen ordentlichen Mitglieder 

beschlossen werden. Die Versammlung ist nur be-

schlussfähig, wenn mindestens 50 % aller ordentli-

chen Mitglieder des Verbandes anwesend oder vertre-

ten sind. Fehlt diese Voraussetzung, beschließt eine 

frühestens sechs Wochen später stattfindende Mit-

gliederversammlung mit Dreiviertel-Mehrheit der an-

wesenden oder vertretenen ordentlichen Mitglieder 

über den Auflösungsantrag. 

 

(2) Das bei der Auflösung des Verbandes nach Rege-

lung der bestehenden Verbindlichkeiten verbleibende 

Restvermögen wird der Förderung wirtschaftswis-

senschaftlicher Forschung zugeführt. 
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